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Große Pflegereform / Umsetzung der Eckpunkte der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe Zukunftspakt Pflege / Pflegefinan-
zen  

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

die Bund-Länder-AG für einen „Zukunftspakt Pflege“ hat am  
11. Dezember 2025 ihre Ergebnisse vorgelegt. Wir nehmen hier 
Bezug auf die Eckpunkte, aus denen Reformvorschläge konden-
siert werden sollen, um eine nachhaltige Finanzierung und Fi-
nanzierbarkeit der Pflegeversicherung zu sichern und um pfle-
gebedingte Eigenanteile zu begrenzen.  

Aussichtsreich ist, dass endlich Elemente wie ein Finanzaus-
gleich zwischen sozialer und privater Pflegeversicherung sowie 
die Verbreiterung der Einnahmebasis diskutiert werden. Wir bit-
ten Sie, sich mit Ihrer Partei dafür stark zu machen, dass diese 
Elemente endlich umgesetzt werden. Wir weisen allerdings da-
rauf hin, dass darüber hinaus die Senkung der Eigenanteile Pfle-
gebedürftiger weiterhin vollkommen offen ist. Im schlechtesten 
Falle wird eine (verpflichtende) private Zusatzversicherung wei-
terverfolgt, für die es in der Bevölkerung – anders als bei der 
Pflegevollversicherung – offensichtlich keine Mehrheit gibt.  

Auf der anderen Seite wird ein infrage stehender Deckel von 
1.000 oder 1.200 € in Pflegeheimen für viele, die heute in die-
ser Höhe mit Pflegekosten bereits belastet sind, keinerlei Ab-
hilfe schaffen. Dieser Wert ist - zusammengenommen mit den 
übrigen Kosten - schon heute zu hoch und auch kaum mit den 
sozialpolitischen Zielen der Pflegeversicherung in Einklang zu 
bringen. Richtig ist, dass man an anderer Stelle Kostensenkun-
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gen bei der Behandlungspflege in vollstationären Pflegeeinrich-
tungen, bei den Ausbildungskosten oder Investitionskosten – im 
Sinne eines Wohngeldes im Pflegeheim – angehen will, aber wir 
können nicht akzeptieren, dass diese Themen (abgesehen von 
den Ausbildungskosten) am ambulanten und häuslichen Bereich 
vorbeigehen.  

Wie ein echter Systemwechsel insbesondere auch zum Einbe-
zug des häuslichen Bereichs und zur nachhaltigen Finanzierbar-
keit aussieht, hat das aus vielen maßgeblichen Verbänden und 
Gewerkschaften bestehende Bündnis für eine solidarische Pfle-
gevollversicherung zu Beginn des Jahres 2025 mit dem Gutach-
ten zu den Beitragssatzeffekten einer „Pflege-Bürgervollversi-
cherung“ gezeigt (www.solidarische-pflegevollversicherung.de):  
  

1. Die Eigenanteile in stationärer Pflege in gegenwärti-
ger und prognostiziert weiter steigender Höhe sind mit 
dem Anspruch der Pflegeversicherung, pflegebedingte 
Verarmung zu vermeiden, unvereinbar und bedürfen ei-
ner effektiven Begrenzung, die eine Dynamisierung der 
Leistungen und der Leistungszuschuss nach § 43c SGB 
XI nicht leisten kann.   

2. In einer Reform müssen zusätzliche Leistungen in der 
häuslichen Pflege vorgesehen werden, die den bislang 
durchschnittlich aufgebrachten Eigenanteilen entspre-
chen und zudem noch einen weiteren Betrag für die indi-
viduelle Fallsteuerung enthalten.   

3. Ein konkreter Reformvorschlag ist die Pflegebürgervoll-
versicherung, unter Einbeziehung der Privatversicherten 
in die Sozialversicherung bei Bestandsschutz für bereits 
bestehende Verträge, der Einbezug weiterer Einkom-
mensarten und die Anhebung der Beitragsbemessungs-
grenze.  

4. Eine Vollversicherung führt zwar zu Mehrausgaben der 
Pflegeversicherung, die aber bei gleichzeitiger Einfüh-
rung der Bürgerversicherung praktisch ohne Beitrags-
satzsteigerung finanziert werden können. Wie Berech-
nungen zeigen, sind die durch die Bürgerversicherung 
generierten Mehrausgaben auch langfristig ausrei-
chend (2060), um die Vollversicherung zu finanzieren. 

http://www.solidarische-pflegevollversicherung.de/
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Für Versicherte mit einem Einkommen bis zur Beitrags-
bemessungsgrenze (Stand 2024) führt die Einführung 
der Pflegebürgervollversicherung nur zu einer marginalen 
Veränderung der monatlichen Beiträge. Dem steht aber 
die vollständige Übernahme der pflegebedingten Kosten 
in der stationären Pflege und eine Leistungserhöhung im 
ambulanten Bereich gegenüber.   

5. Für die Pflegeversicherung führen die Bürgerversiche-
rungselemente zu einer Beendigung der strukturellen 
Einnahmeschwäche und stabilisieren die Finanzierung 
dieses Systems daher auch nachhaltig.  

 

Sehr geehrter Herr Merz, wir werben weiter dafür, diesen tragfä-
higen Vorschlag in die Beratungen einzubeziehen. Das Bündnis 
für eine solidarische Pflegevollversicherung versteht das von 
uns beauftragte Gutachten als wichtigen Beitrag für die Erörte-
rungen von Pflegereformoptionen. Die unserem Bündnis ange-
hörenden Verbände bitten Sie daher ausdrücklich darum, sich 
dafür einzusetzen, dass die Vorschläge im weiteren Prozess be-
rücksichtigt werden. Wir stehen Ihnen gerne für Rückfragen zur 
Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

  
 

  
 
Dr. Joachim Rock   
Hauptgeschäftsführer   
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband –  
Gesamtverband e. V.   
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Dr. Uwe Martin Fichtmüller   
Hauptgeschäftsführer   
Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e. V. - Bundesverband   
 
  
 
  
 
Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende des Präsidiums  
Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. 
 
  

  
Prof. Dr. Alexander Schraml   
Vorsitzender   
BKSB – Bundesverband der kommunalen Senioren- und Behin-
derten- 
einrichtungen e. V.   
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Vorstandsvorsitzender   
BIVA Pflegeschutzbund Bundesinteressenvertretung für alte und 
pflegebetroffene Menschen e. V.   
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Sebastian Engmann   
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